Deutsdier Bundestag 
1, Wahlperiode 

1949 


Drudcsadie Nr, 3200 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. März 1952 

6 - 50105 - 252/52 m 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Ergänzungsvorlage zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Ersten Nachtrags zum 
Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1951 

mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages herbeizuführen 
(Anlage 1). 

Die Einzelplänc I bis IV, IVa, IVb, V bis XVI, XX, XXI, XXIII 
und XXVI sowie der Gesamtplan sind beigefügt. ’*') 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 79. Sitzung am 29. Februar 1952 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes nach der Anlage 2 Stellung 
genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Bemerkungen des 
Bundesrates vom 29. Februar 1952 ist als Anlage 3 beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


’*') als Sonderdruck verteilt. 


pruck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 





Anlage zur Bundestagsdrudcsadie Nr, 


Ergänzungsvorlage der Bundesregierung 

zum Entwurf eines Gesetzes 

über die Feststellung des Ersten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 

für das Rechnungsjahr 1951. 

1. Der dem Entwurf des Gesetzes über die Feststellung eines Ersten Nachtrags zum 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1951 beigefügte Gesamtplan ist nach Maß- 
gabe der anliegenden Ergänzungen zum Entwurf der Einzelpläne I, II, III, IV, IV a, IV b, 
V, VI, VII, VIII, IX, X, XI, XII, XIII, XIV, XV, XVI, XX, XXI, XXIII und XXVI zu 
ergänzen. Die Abschlußsummen in § 1 und die Höhe der weiteren Kreditermächtigung 
in § 3 Abs. 1 des Gesetzentwurfs ändern sich entsprechend. 

2. Im Entwurf des Gesetzes über die Feststellung eines Ersten Nachtrags zum Bundeshaus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1951 wird hinter § 2 der nadistehende § 2a eingefügt: 

§ 3 des Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1951 vom 7. Dezember 1951 (BGBl. II, S. 201) wird mit Wirkung vom 
1. April 1951 aufgehoben. 

Begründung zu Ziffer 2: 

§ 3 des Haushaltsgesetzes 1951 ist durch die §§ 5 und 7 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Besoldungsrechts vom 6. Dezember 1951 (BGBl. I, S. 939) gegenstandslos 
geworden. Im Hinblick darauf, daß dieses Gesetz zufällig zwei Tage vor dem Haushalts- 
gesetz 1951 verkündet worden ist, empfiehlt sich eine ausdrückliche formale Aufhebung der 
Gesetzesbestimmung. 
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Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 29. Februar 1952 


An den Herrn 
Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 14. Februar 1952 — 6 — 50105 
— 252/52 — beehre idh midi mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
79. Sitzung am 29. Februar 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes zu der 

Ergänzungsvorlage zum Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Ersten Nachtrags zum 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1951 

die anliegenden Bemerkungen und eine entsprechende Berichtigung 
der im § 1 des Gesetzentwurfs aufgeführten Beträge besdilossen hat. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine weiteren 
Einwendungen. 


Kopf 
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BUNDESRAT 


Bonn, den 29. Februar 1952 


Be merkungen 

zur Ergänzungsvorlage zum Ersten Naditrag des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1951 


L Allgemeines 


Die in der Ergänzungsvorlage enthaltenen 
Ausgabenerhöhungen beruhen zu ihrem 
wesentlichen Teil auf dem weiteren Ausbau 
der Bundesministerien und Obersten Bundes- 
behörden. Insgesamt handelt es sich um Neu- 
bewilligungen für 

6 127 Beamte 
2 274 Angestellte 
1 217 Arbeiter 

insgesamt 9 618 Bundesbedienstete. 

Der Bundesrat muß davon absehen, zum 
Aufbau und der Organisation der Bundes- 
ministerien und Obersten Bundesbehörden 
im einzelnen Stellung zu nehmen. Das durch 
die Ergänzungsvorlage gegebene Gesamtbild 
gibt jedoch Anlaß zu der Feststellung, daß 
der Ausbau der Bundesverwaltung damit als 


im wesentlichen abgeschlossen angesehen 
werden muß und daß künftig neu hinzu- 
kommende Aufgaben grundsätzlich unter 
Einsparung an anderen Stellen und Organi- 
sationsvereinfachungen erfüllt werden müssen. 
Die Wahrung dieses Grundsatzes ist nicht 
nur dringend erforderlich, um für den Bund 
und die Länder die Einheitlichkeit der 
Stellenbewertung und der damit zusammen- 
hängenden Besoldung zu beachten, sondern 
um bei der angespannten Haushaltslage des 
Bundes und der Länder die für dringend 
notwendige sachliche Aufgaben erforderlichen 
Mittel zu erhalten. Sie entspricht außerdem 
der gemeinsamen Finanzverantwortung des 
Bundes und der Länder, wie sie sich aus der 
Beteiligung der Länder am Bundeshaushalt 
auf Grund des Art, 106 Abs. 3 des GG ergibt. 


II. Stellungnahme zu den Einzelplänen 


A) Einzelplan III 

Bundesrat 

Zu Kap. 1 Tit. 1 

Persönliche Verwaltungsausgaben 

Das Sekretariat des Bundesrats wurde bei der 
ersten Einrichtung personell hinsichtlich der 
Stellenzahl und Stellenbewertung ganz klein 
gehalten, um erst Erfahrungen mit dieser 
verfassungsrechtlich völlig neuen Einrichtung 
zu sammeln. Die Aufgabe des Bundesrats 
und seines Sekretariats läßt sich weder mit 
der Aufgabe des Bundestags und seiner Büros 
noch mit den Bundesministerien vergleichen. 
Der Bundesrat ist der Auffassung, daß das 
Sekretariat zwar dem Umfange nach mög- 
lichst klein gehalten werden soll, daß es aber 
mit qualifizierten Kräften arbeiten muß. Der 
Bundesrat möchte daher an seinem ursprüng- 
lichen Vorschlag festhalten, eine A 3 b - Stelle 


in eine A 2 d - Stelle umzuwandeln, da das 
Sekretariat eine Amtsratstelle als Rückgrat 
der Verwaltung benötigt. Weiter hält es der 
Bundesrat mit Rücksicht auf die bevor- 
stehende Neubesetzung der Stelle des Aus- 
schußsekretärs für den Wirtschafts-, Ver- 
kehrs- und Postausschuß für erforderlich, 
die für diese umfangreiche und verant- 
wortungsvolle Tätigkeit zunächst vorgesehene 
A 2 b - Stelle, deren bisheriger Stelleninhaber 
für seine Person die Bezüge der Besoldungs- 
gruppe Ala erhalten hat, endgültig in eine 
Stelle nach Ala umzuwandeln. Die grund- 
sätzliche Linie des Bundesfinanzministeriums, 
keine Stellenhebungen in der Ergänzungsvor- 
la?e vorzusehen, wird durch diese beiden Vor- 
schlä^re des Bundesrats nicht berührt, da es 
sich hierbei um den erstmalieen Aufbau des 
Sekretariats handelt und der Bundesrat keine 
Stellenvermehrungen vorsehen möchte. 
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B) Einzeiplan IV 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 
Zu Kap, 2 

Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung 

Gegen die sprunghafte Vergrößerung des 
Personalbestandes des Presse- und Infor- 
mationsamtes von Haushaltsjahr zu Haus- 
haltsjahr hat der Bundesrat wiederholt Be- 
denken erhoben. Er nimmt die neue Personal- 
anforderung von 63 Stellen (von 176 auf 239) 
zum Anlaß, eine Überprüfung durch den Bun- 
desbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung zu empfehlen, dessen Bestellung 
demnächst zu erwarten ist. 

C) Einzeiplan IV a 

Auswärtiges Amt 

Zu Kap, 2 

Vertretungen des Bundes im Ausland 

Der Bundesrat sieht davon ab, zu den Per- 
sonalanforderungen für die Auslandsver- 
tretungen Stellung zu nehmen, nachdem die 
Mehrstellen schon vom Haushaltsausschuß 
des Bundestages vorweg bewilligt und in- 
zwischen zum großen T eil besetzt sind. 

D) Einzelplan VI 

Bundesministerium des Innern 

1 . Personalanforderungen 

Der Bundesrat half die Anforderungen 
von neuen Stellen für Beamte und An- 
gestellte für reichlich hoch und stellt seine 
Bedenken dagegen nur unter der Voraus- 
setzung zurück, daß weitere Personal- 
vermehrungen im Laufe des Rechnungs- 
jahres 1952 nicht beantragt werden, sofern 
nicht neue Aufgabengebiete für das 
Bundesministerium des Innern hinzutreten. 

2. Zu Kap. 2 Tit. 7 

Zuschuß an das Technische Hilfswerk e. V. 
Mit Rücksicht darauf, daß bei diesem Titel 
die veranschlagten 600 000 DM noch nicht 
restlos ausgegeben worden sind, hält der 
Bundesrat eine Erhöhung um 400 000 auf 
1 000 000 DM für ausreichend. 

3. Zu Kap. 10 Tit. 31 (neu) 

Pauschales Bewegungsgeld und Sonder- 
zulagen für die Angehörigen der 
Sicherungsgruppe 

Der Bundesrat unterstellt, daß die Höhe 
des Bewegungsgeldes und der Sonderzu- 
lagen mit den Ländern abgestimmt wird. 


4. Zu Kap. 22 (neu) Tit. 1 

Bundespaßkontrolldienst 
Nach dem Gutachten des Bundesrechnungs- 
hofes werden 697 Stellen (statt 1002) für 
ausreichend gehalten. Der Bundesrat 
schließt sich zunächst dieser Auffassung an 
und behält sich Im 2. Durchgang eine end- 
gültige Entscheidung vor. 

E) Einzelplan VIII 

Bundesministerium der Finanzen 
Bei Kap. 6 Tit. 1 der Ausgaben 
Bundesvermögens- und Bundcsbauverwaltung 
siind Planstellen für 44 Forstbeamte aus- 
gebracht, nämlich 

5 Stellen für Forstmeister A 2 c 2 

4 Stellen für Oberförster A 4 b 1 

27 Stellen für Revierförster A 4 c 2 

1 Stelle für Oberforstwarte A 7 a 

^Stellen für Forstwarte A 8 a 

44 Stellen insgesamt. 

Diese Beamten, die zum ehemaligen Reichs- 
vermögen gehörende Forsten betreuen, 
hatten bisher ihre Planstellen bei den Län- 
dern, wurden jedoch aus Mitteln des Einzel- 
plans VIII Kap. 6 Tit. 3 des Bundeshaushalts 
bezahlt. Dieser Zustand sollte nicht ohne 
schwerwiegende Gründe geändert werden, 

§ 1 Abs. 5 der VO zur Durchführung des 
„Vorschaltegesetzes“ vom 26. Juli 1951 
(BGBl, I S, 471) sieht vor, daß die Verwal- 
tung bundeseigenen Forstbesitzes im Grund- 
satz den Ländern übertragen werden soll, um 
ein Nebeneinander von Bundes- und Länder- 
forstverwaltungen zu vermeiden. Die Län- 
derminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten haben auf einer Konferenz am 
6. Februar 1952 in Han.-Münden einmütig 
die Stellung eingenommen, daß zur Errich- 
tung einer besonderen Bundesforstverwal- 
tung, deren Beginn in der Übernahme der 
Landesforstbeamten In den Dienst des Bun- 
des gesehen werden muß, zur Zeit keine Ver- 
anlassung besteht. 

Der Bundesrat empfiehlt deshalb: 

1. bei Kap. 6 Tit. 1 der Ausgaben 

a) die vorgenannten 44 Planstellen zu 
streichen, 

b) den Besoldungsansatz von 326 400 DM 
um 263 900 DM auf 62 500 DM zu 
kürzen und 

2. bei Kap. 6 Tit. 3 der Ausgaben 

die 5 ,WenIger“-Ausgaben von 263 900 DM 
zu streichen. 
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F) Einzelplan IX 

Bundesministerium für Wirtsdiaft 

Die Ergänzungsvorlage des Bundeswirt- 
sdiaftsmlnisteriums enthält für das Ministe- 
rium und für die Bundesstelle für den 
W arenverkehr Personalmehranforderungen 
in solchem Ausmaß, daß der Vorlage, auch 
abgesehen von der sich hierdurch ergebenden 
finanziellen Mehrbelastung von etwa 6 Mil- 
lionen DM jährlich, grundsätzliche Bedeutung 
zukommt. 

Der Bundesrat hat mit seinen Bemerkungen 
vom 20. Oktober 1950 ausführlich zu dem 
organisatorischen und personellen Aufbau 
des Bundeswirtschaftsministeriums Stellung 
genommen und eingehend begründete Vor- 
schläge für einen strafferen organisato- 
rischen Aufbau und eine sparsamere Personal- 
wirtschaft gemacht. In den Bemerkungen 
vom 27. Juni 1951 hat der Bundesrat die 
früheren Bedenken zurückgestellt, dabei aber 
mit Nachdruck der Erwartung Ausdruck ge- 
geben, daß für den Fall etwaigen Hinzu- 
tretens neuer ministerieller Aufgaben in Zu- 
kunft sorgfältiger als bisher das Augenmerk 
auf die Ausschöpfung vorhandener Personal- 
reserven gerichtet werde, bevor Personal- 
nachforderungen gestellt werden. Zu den 
jetzt vorgelegten Personalnachforderungen, 
durch die im Ministerium das Personal von 
1045 auf 1235 und in der Bundesstelle von 
483 auf 989 Köpfe erhöht werden soll, ist 
folgendes zu bemerken: 

l.Im Bundeswirtschaftsministerium wurden 
3 neue Unterabteilungen für Handwerk, für 
Handel und für Berufsausbildung, For- 
schung und Technik geschaffen mit Rück- 
sicht auf einen mit einer Enthaltung ge- 
faßten Beschluß des Bundestags vom 
24. Januar 1952. Der Bundestag hat sich 
bei diesem Beschluß von der Erwägung 
leiten lassen, daß es bei der politischen und 
wirtschaftspolitischen Bedeutung der Wirt- 
schaftszweige Handwerk und Handel und 
der Bedeutung der Fragen der Berufsausbil- 
dung, Forschung und Technik Im Rahmen 
der Gewerbeförderung erforderlich sei, daß 
von Ministerialdirigenten geleitete Unter- 
abteilungen für diese Aufgaben geschaffen 
werden. Auf Grund dieses Beschlusses wur- 
den im Organisations- und Stellenplan des 
Bundeswirtschaftsministeriums an Stelle 
der bisherigen 3 von Ministerialräten ge- 
leiteten Referaten für diese Aufgaben 3 
Unterabteilungen mit je 3 Kleinen Refe- 
raten vorgesehen. Diese Organisation 


widerspricht den allgemeinen Grundsätzen 
der Ministerlalverfassung, da kaum eines 
der neugebildeten Referate seinem Um- 
fange nach die Voraussetzungen zu einem 
selbständigen, grundsätzlich von einem 
Ministerialrat zu leitenden Referat erfüllt. 
Die Bildung einer Unterabteilung setzt 
voraus, daß für eine Mehrheit von Auf- 
gabengebieten eine so große Zahl wirk- 
licher Ministerrlalreferate notwendig ist, daß 
die Zusammenfassung unter eine Gesamt- 
leitung geboten ist. Der politischen Be- 
deutung eines Wirtschaftszweiges oder 
Berufsstandes wird schon durch die Er- 
richtung eines besonderen Referats im 
Ministerium Rechnung getragen, wie es 
z. B. zur Zeit bei den Referaten für Ge- 
nossenschaften, für Gewerkschaften, für 
Heimatvertriebene und Verbraucher ge- 
schehen ist. Angesichts dieser Grundsätze 
der Ministerlalverfassung und der zu er- 
wartenden Folgewirkungen bei anderen 
Wirtschaftszweigen und Berufsständen hat 
der Bundesrat gegen die vorgesehene Neu- 
schaffung von 3 Stellen nach B 7 a und die 
damit zusammenhängenden Stellenver- 
mehrungen schwerwiegende Bedenken. 

2. Die weiteren Stellenvermehrungen des 
Bundeswirtschaftsministeriums werden mit 
der Erweiterung der Aufgaben begründet, 
die sich insbesondere aus dem Schuman- 
Plan und den Lenkungsmaßnahmen auf 
Grund des Wirtschaftssicherungsgesetzes 
ergeben haben. Angesichts der vom Bun- 
desrat Immer wieder nachgewiesenen Per- 
sonalreserven des Ministeriums kann diese 
Begründung nur in beschränktem Umfange 
als berechtigt anerkannt werden. Wenn 
auch gewisse zusätzliche Spezialkräfte unter 
Leitung eines auch für Auslandsverhand- 
lungen geeigneten Ministerialdirigenten für 
die Durchführung des Schuman-Planes not- 
wendig sein werden, ist es doch nicht ge- 
rechtfertigt, gegenwärtig In der Abteilung 
III des Ministeriums 2 neue Unterabteilun- 
gen zu schaffen, nämlich eine Unterabtei- 
lung III A Schuman-Plan mit 5 Referaten 
und eine Unterabteilung III B Stahl und 
Eisen, die dadurch entstehen soll, daß aus 
bisher einem Referat nun 2 Referate ge- 
bildet wet*den. Eine solche Organisation 
widerspricht den Grundsätzen einer gesun- 
den Verwaltungsorganisation. An Stelle 
der 2 neuen Unterabteilungen hätte daher 
eine Unterabteilung zu treten. Die übrieen 
Ausweitungen des Personalapparates des 
Ministeriums können durch vermehrte 
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Aufgaben angesichts der bisherigen reich- 
lichen Personalausstattung nicht begründet 
werden. Die Lenkungsmaßnahmen auf 
Grund des Wirtsdiaftssicherungsgesetzes 
haben sich angesichts des immer noch gel- 
tenden Grundsatzes der freien Wirtschafts- 
entwicklung auf eine Ausriditung allge- 
meiner Art zu beschränken, die der aktiven 
Wirtschaft die Möglichkeit freier Ent- 
schlüsse beläßt und von tiefergehenden 
Eingriffen der früheren Bewirtschaftungs- 
methoden bewußt absieht. Soweit Len- 
kungsmaßnahmen auf Grund der Forde- 
rungen der Alliierten und auf Grund der 
weltwirtschaftlichen Entwicklung notwen- 
dig sind, liegt das Gewicht hierfür nicht 


Stellen: 

Neu angefordert: 

B 7a 

5 

Ala 

7 

Ib 

2 

2b 

12 

2c 2 

6 

2d 

2 

3b 

7 

4b 1 

4 

4c 2 

2 

4 e 

4 

außertariflich 

1 

ST 

10 

I 

10 

II 

10 

III 

11 

IV 

10 

Vb 

12 

Via 

1 

VI b 

30 

VII 

27 

VIII 

17 

Insgesamt; 

190 


3. Die vorgesehene Verdoppelung des Per- 
sonalapparates der Bundesstelle für Waren- 
verkehr ist nicht vereinbar mit dem 
Grundsatz des Art. 83 GG, wonach die 
Länder die Bundesgesetze als eigene An- 
gelegenheiten ausführen, und dürfte auch 
nicht im Interesse der aktiven Wirtschaft 
liegen, die bei der geplanten Zentralisie- 
rung von einer Flut von Formblättern er- 
drückt wird. Von der angeforderten 
Mehrung der bisherigen 470 um 506 
Stellen sind bereits 325 Stellen vorweg be- 
willigt. Der Bundesrat ist der Auffassung, 


beim Bundeswirtschaftsministerium, das 
sich auf ministerielle Aufgaben zu be- 
schränken hat, sondern bei der Bundes- 
stelle für Warenverkehr und im übrigen 
vor allem bei den Wirtschaftsverwaltungen 
‘der Länder. 

Zu 1. u n d 2. 

Der Bundesrat ist daher der Auffassung, 
daß im Ministerium an Stelle der neu ange- 
forderten 51 Beamtenstellen höchstens 26 
erforderlich sind und an Stelle der nachge- 
forderten 139 Angestelltenstellen nur 96. Als 
Anhalt kann folgende Streichung von Stellen 
in dem vorgelegten Stellenplan dienen: 


davon zu streichen : zu bewilligen: 


4 (410, 420, 431, 459) 1 

3 (299, 426, 440) 4 

1 (443) 1 

6 (208, 300, 368, 404, 869, 870) 6 

4 (384, 414, 661, 948) 2 

2 (26, 871) — 

5 (53, 193, 433, 437, 663) 2 


4 

2 

4 

1 


1 (226) 9 

2 (623, 804) 8 

4 (227, 314, 828, 876) 6 

4 (377, 632, 718, 831) 7 

3 (72, 228, 810) 7 

7 (304, 545, 634, 690, 814, 

815, 833) 5 

1 (576) - 

11 (150, 317 411, 421, 432, 433, 

460, 592, 593, 594, 745) 19 

7 (360, 456 q, 456 r, 606, 

779, 1040, 1041) 20 

3 (363, 614, 789) 14 

68 122 


daß die Bewilligung der noch weiter ange- 
forderten 181 Stellen erst verantwortet 
werden kann, wenn versucht worden ist, 
die gegenwärtigen Zuständigkeiten der 
Bundesstelle möglichst auf die Länderwirt- 
schaftsverwaltungen zu delegieren, . und 
wenn weiter durch eine Wirtschaftlich- 
keitsprüfung des Bundesrechnungshofes an- 
erkannt wird, daß diese weitere Personal- 
vermehrung arbeitsmethodisch sinnvoll 
und notwendig ist. Es ergibt sich hiernach 
folgende Personalvermehrung: 
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Stellen: 

neu angefordert: 

davon zu streichen: 

ZU bewilligen: 

ST 

I 

II 

1 

1 

— 

1 

I 

15 

3 

1 

12 

III 

44 

14 

30 

IV 

38 

12 

26 

Vb 

85 

29 

56 

Via 

1 

1 

— 

VI b 

98 

37 

61 

VII 

110 

36 

74 

VIII 

43 

20 

23 


436 

152 

284 

Arbeiter 

70 

29 

41 


506 

181 

325 


4. Im übrigen sind zu der Ergänzungsvor- 
lage folgende Bemerkungen veranlaßt: 

Ordentliche Einnahmen 

Bei dem erweiterten Aufgabenbereich des 
Bundeswirtsdiaftsministeriums und der 
Bundesstelle für den Warenverkehr sollten 
für Genehmigungsbesdieide, Beschlüsse, 
Bescheinigungen usw. Einnahmen aus Ge- 
bühren und Strafen in Kap. 1 Tit. 3 und 
Kap. 2 Tit. 3 veranschlagt werden. Der 
Erlaß der vom Bundesrat schon seit Jahren 
vorgeschlagenen Gebührenordnung für 
Amtshandlungen der Bundeswirtschafts- 
verwaltung ist nunmehr vordringlich. 

Ordentliche Ausgaben 


G) Einzelplan X 

Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten 

LKap. 1 Tit. 61 

Ausstellungen, Lehrschauen und Kongresse 
Mit Rücksicht darauf, daß die Ausstellung 
der Deutschen Landwirtschaftsgesellschalt 
1952 abgesagt ist, sdilägt der ßundesrat 
vor, den bei diesem Titel, Unterabschnitt 
10, zur weiteren Vorbereitung der Aus- 
stellung veranschlagten Betrag von 50 000 
DM zu streichen. 

2. Im Kap. 1 ist folgender neuer Titel 67 auf- 
zunehmen: 

Anlaufkosten für die Errichtung einer 
ßundesforschungsanstalt für Viruskrank- 
heiten der Tiere .... 50 000 DM 


Bei den fortdauernden und einmaligen 
Ausgaben ergeben sich entsprechend dem 
geringeren Personalbedarf wesentlich 
niedrigere Ansätze, insbesondere z. B. bei 
Kap. Eli Tit. 8 für Büroausstattungen. 

Außerordentlicher Haushalt 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß es 
angesichts des heutigen Kapitalbedarfs 
nicht vertretbar ist, in Einnahme Kap. 1 
Tit. 1 — Verkaufserlöse der STEG — 
einen Betrag von rund 24,8 Millionen DM 
für unerwartete weitere Abrufe zurückzu- 
stellen. Dieser Betrag sollte in Ausgabe 
Kap. 1 Tit. 12 — Darlehen aus STEG- 
Geldern für Investitionen In der demon- 
tagegeschädigten Wirtschaft — zusätzlich 
veranschlagt werden. Dem Abrufrisiko 
dieser Mittel kann durch entsprechende 
Bedingungen bei der Gewährung der Dar- 
lehen Rechnung getragen werden. 


Begründung: 

Der derzeitige Seuchengang der Maul- und 
Klauenseuche hat für die deutsche Land- 
wirtschaft Verluste in Höhe von 
schätzungsweise 200 Millionen DM mit sich 
gebracht. Die Schwierigkeiten bei der Be- 
kämpfung der Seuche sind u. a. darauf zu- 
rückzuführen, daß die früher für das 
Deutsche Reich auf der Insel Riems be- 
stehende Virusforschungsanstalt nunmehr 
in der Ostzone liegt und infolgedessen 
seit 1945 im jetzigen Gebiete der Bundes- 
republik eine organische Fortentwidilung 
der Forschungstätigkeit unterblieben ist. 
Die Errichtung einer derartigen For- 
schungsanstalt für die Bundesrepublik 
entspricht daher unabweisbaren Erforder- 
nissen und kann nicht mehr länger hinaus- 
geschoben werden. Der im Ergänzungs- 
haushalt (außerordentlicher Haushalt) 
Kapitel 1 Titel 4 (neu) vorgesehene Ansatz 
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für den Ausbau vorhandener und für die 
Errichtung weiterer Rohlymphe-Ge- 
winnungsstätten in Höhe von 1,8 Mil- 
lionen DM liegt auf einem anderen Ge- 
biet. Eine Berechnung der für die Errich- 
tung der Virusforschungsanstalt notwen- 
digen Aufwendungen ist zur Zeit noch 
nicht möglich. Dessen ungeachtet erscheint 
es aber erforderlich, das Vorhaben im 
Rahmen des vorliegenden Ergänzungs- 
haushalts wenigstens insoweit in Angriff 
zu nehmen, daß 50 000 DM für die 
Planung bereitgestellt werden. 

Deckungsvorschlag: 

Einsparung von 50 000 DM bei Kap. 1 
Tit. 61. 

H) Einzelplan XII 

Bundesministerium für Verkehr 
A. Ordentlicher Haushalt 
1. Zu Kap. 14 und E 24 

Deutscher Wetterdienst 
Für Kosten des Wetterdienstes in der briti- 
schen Zone werden bei Kap. 14 Tit. 32 bis 
34 und E 24 weitere Zuschüsse von 
400 DM 
91 600 DM 
12 200 DM 
78 000 DM 

gefordert. 

Der Bundesrat muß erneut an die Bereit- 
erklärung des Bundes erinnern, für den 
Wetterdienst der amerikanischen Zone bis 
zum Erlaß eines Gesetzes über die Ver- 
einheitlichung des Wetterdienstes einen 
Zuschuß in der Höhe zu gewähren, in der 
ihm nach Abzug der Einnahmen Ausgaben 
für den Wetterdienst lin der britischen 
Zone entstehen. Im gleichen Verhältnis, 
wie durch diesen Zuschuß Kosten des 
Wetterdienstes der amerikanisdien Zone 
gedeckt werden, kommen Zuschüsse zu den 
Kosten des Wetterdienstes In der französi- 
schen Zone in Betracht. 

Es wird Bezug genommen auf die Bemer- 
kungen des Bundesrats zum Ersten Nach- 
trag 1951 vom 23. November 1951 (Bun- 
desrats-Drucks. Nr. 726/51) hinsichtlich 
der entsprechenden Ansätze im Ersten 
Nachtrag. Die Stellungnahme der Bundes- 
regierung zu diesen Bemerkungen, näm- 
lich: 

„Der Gesetzentwurf zur Vereinheit- 
lldiung des Wetterdienstes, der die vom 


Bundesrat aufgeworfenen Fragen der 
einheitlichen Regelung der Einnahmen 
und Ausgaben für den Wetterdienst 
Innerhalb der britischen, amerikanischen 
und französischen Zone umfassen wird, 
ist im Bundesministerium für Verkehr 
ferüiggestellt und wird demnächst dem 
Kabinett zur Beschlußfassung zugeleitet 
werden.“ 

berührt nicht die vom Bundesrat ge- 
wünschten Auswirkungen auf die Länder 
der amerikanischen und französischen 
Zone im Jahre 1951. Der Bundesrat muß 
an seinen Bemerkungen für den Nachtrag 
festhalten und dehnt sie auf die oben- 
genannten Positionen der Ergänzung aus. 
Entsprechendes gilt für die Ansätze der 
Ergänzung zu Kap. 15 und E 25 für Flug- 
sicherung (41 600 DM). 

Was die Vereinheitlichung des Wetter- 
dienstes betrifft, muß der Bundesrat be- 
anstanden, daß trotz der Zusicherung der 
Bundesregierung im vergangenen Jahr der 
Gesetzentwurf zur Vereinheitlichung des 
Wetterdienstes noch immer nicht verab- 
schiedet ist. Der Bundesrat weist nachdrück- 
, lieh darauf hin, daß die Finanzierung des 
Wetterdienstes ab 1. April 1952 nicht ge- 
währleistet ist. 

2. Zu Kap. Eil Tit. 6 

Betriebs'beihilfe für die See-, Küsten- und 
und Binnenschiffahrt zur Verbilligung von 
Dieselkraftstoff 

Zu der Einsparung der Betriebsbeihilfe in 
Höhe von 9,5 Millionen DM hat der Ver- 
kehrsausschuß des Bundesrats am 14. Fe- 
bruar 1952 einstimmig vorgeschlagen, den 
Ansatz entsprechend dem Beschluß cles wirt- 
schaftspoli tischen Ausschusses des Bundes- 
tags vom 23. Januar 1952 zu berichtigen. 
Der Beschluß des Bundestagsausschusses 
lautet: 

„Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Bundesregierung wird ersucht, in 
Befolgung des Gesetzes zur Auf- 
hebung und Ergänzung von Vor- 
schriften auf dem Gebiete der Mine- 
ralölwirtschaft vom 31. Mai 1951 
(BGBl. I 51 Seite 371) sowie der im 
Zusammenhang mit diesem Gesetz 
verabschiedeten Entschließung zu 
§ 2 Abs. 2 Ziff. 1 mit Wirkung ab 
1. April 1951 die nachstehende Er- 
mäßigung ohne einschränkende Be- 
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Stimmungen zu gewähren: Binnen- 
schiffahrt einschließlich Fähren und 
Fahrgastschiffe 28,50 DM je 100 kg. 

2 " 

Der Ansatz für die Binnenschiffahrt ein- 
schließlich der Fahrgastschiffe und Fähren 
müßte danach insoweit erhalten bleiben, als 
er zu der Verbilligung um 28,50 DM je 
100 kg seit 1. April 1951 erforderlich ist. 
Der Bundestagsaussdiuß hat diese Differenz 
mit 6,2 Millionen DM errechnet. Der Fi- 
nanzausschuß des Bundesrats schlägt vor, 
die Vorlage nicht zu ändern, da ihr Ansatz 
dem geltenden Rechtszustand, nämlich der 
noch in Kraft befindlichen Verordnung vom 
6. Juni 1951 (BGBl. I 51 S. 375) entspricht. 
Eine Änderung des Ansatzes von minus 
9,5 Millionen würde die aus dem cinge- 


Danach würden in diesem Referat insge- 
samt 10 zusätzliche Stellen vorgesehen sein. 
Diese Vermehrung erfolgt offenbar zwecks 
Bearbeitung des Bundesbaugesetzes. 

Hiergegen sind indessen sachliche Bedenken 
aus folgenden Gründen geltend zu machen: 

a) Bei der Aufstellung des Entwurfs des 
Städtebaugesetzes handelt es sich um 
eine vorübergehende Aufgabe. Die 
Durchführung des Gesetzes liegt nach 
Art. 84 GG bei den Ländern. Es er- 
scheint nach beamtenrechtlichen Grund- 
sätzen nicht vertretbar, zur Erledigung 
einer Aufgabe, die nicht als Dauer auf - 
gäbe angesehen werden kann, Beamten- 
stellen in großem Umfange zu schaffen. 
Die für die Bearbeitung heranzuziehen- 
den Kräfte müssen danach vielmehr 
im Angestelltenverhältnis beschäftigt 
werden. 

b) Die Zahl der vorgesehenen Bearbeiter 
ist wesentlich überhöht. Es ist darauf 
hinzuweisen, daß im früheren Reichs- 
arbeitsministerium das Gebiet der Bau- 
gesetzgebung (Schaffung eines Reichs- 
baugesetzes) im wesentlidien von 3 höhe- 


sparten Betrag zu bewilligenden Verkehrs- 
vorhaben der Ergänzung auch weitgehend 
unmöglich machen. 

I) Einzelplan XIV 

Bundesministerium für Wohnungsbau 
1. Zu Kap. 1 Tit. 1 

Persönliche Verwaltungsausgaben 
Die in Abteilung II beim Referat 3 — 
Städtebaurecht — vorgesehene Stellenver- 
mehrung wird auf 5 Stellen nach TOA 11 
beschränkt. 

Begründung ; 

Im Organisatlons- und Stellenplan ist in 
der Abteilung II beim Referat 3 „Städte- 
baurecht“ folgende Stellenplanvermehrung 
vorgesehen: 

nach Bes.-Gr. Ala 
nach Bes.-Gr. A 2 b 
nach Bes.-Gr. A 2 c 2 
nach Bes.-Gr. A 2 d 
nach Bes.-Gr. A 3 b 
nach Bes.-Gr. A 4 b 1 
nach Sondertarif 
nach Verg.-Gr. II 

ren Beamten ohne weitere Hilfskräfte 
bearbeitet worden ist, wobei diese Be- 
amten auch noch in erheblichem Maße 
mit laufenden Arbeiten beschäftigt 
waren. 

c) Es muß nach den vorliegenden Erfah- 
rungen fraglich erscheinen, ob es über- 
haupt möglich Ist, für die Aufgabe des 
neuen Bundesbaugesetzes neue Mit- 
arbeiter in der vorgesehenen Form her- 
anzuziehen. Der Kreis der Kenner des 
Baurechts ist beschränkt. Es dürfte da- 
nach richtiger sein, aus dem Kreis dieser 
Mitarbeiter, die im wesentlichen in den 
Kommunal- und Länderverwaltungen 
zu finden sind, die geeigneten Kräfte 
durch Bildung von Kommissionen ehren- 
amtlich zur Mitarbeit heranzuziehen. 

d) Letztlich ist darauf hinzuweisen, daß 
die Zuständigkeit des Bundes für die 
Schaffung eines Bundesbaugesetzes nach 
Art. 74 Ziff. 18 GG umstritten ist. Die 
Länder haben in Ihrer überwiegenden 
Mehrheit auch dem Bund gegenüber die 
Auffassung vertreten, daß das Gebiet 
des Städtebaurechts nicht unter diese 
Zuständigkeitsnorm falle. 


Lfd. Nr. 
Lfd. Nr. 
Lfd. Nr. 
Lfd. Nr. 
Lfd. Nr. 
Lfd. Nr. 
Lfd. Nr. 
Lfd. Nr. 


146 
149/50 
152 

155 

156 

157 

147 

153—154 


1 Referent 

2 Hilfsreferenten 
1 Hilfsreferent 

1 Mitarbeiter 
1 Mitarbeiter 
1 Sachbearbeiter 

1 Referent 

2 Hilfsreferenten 
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2. Zu Kap. 1 Tit. 10 (neu) der Einnahmen 
Rüdiflüsse (Zinsen und Tilgungsbeträge) 
aus den Wohnungsbauförderungsmitteln des 
Reiches 

Zu Kap. 1 Tit. 33 der Ausgaben 
Zur Förderung des sozialen Wohnungsbaues 
auf Grund des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
Bei Kap. 1 Tit. 10 der Einnahmen und 


Kap. 1 Tit. 33 der Ausgabe sind 2 500 000 
DM als Rückflüsse aus früheren Wohnungs- 
baudarlehen des Reiches veranschlagt. Wenn 
auch gegen diese Veranschlagung keine Be- 
denken erhoben werden, so behalten sich 
die Länder zu der strittigen Frage, ob diese 
Rückflüsse dem Bund oder den Ländern ge- 
bühren, ihre Stellungnahme vor. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Bemerkungen des Bundesrates vom 29. Februar 1952 zur Ergänzungworlagc 
der Bundesregierung zum Ersten Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1952 


L Allgemeines 

Die Personalmehrforderungen sind in der 
Hauptsache darauf zurückzuführen, daß seit 
Verabschiedung des Bundeshaushaltsplans 1950 
die Aufgaben in der gesamten Bundesverwal- 
tung sich erheblich erweitert haben. Im Bun- 
deshaushaltsplan 1951 (Hauptplan) waren in- 
folge des Überrollungsprinzips für die Be- 
wältigung dieser neuen Aufgaben keine Per- 
sonalmehrforderungen vorgesehen. Sie waren 
einem Nachtrag Vorbehalten. In dem Ersten 
Nachtrag zum Bundeshaushaltsplan 1951, der 
noch dem Bundestag zur Beschlußfassung vor- 
liegt, konnten diese Personalmehrforderungen 
noch nicht ausgebracht werden. Der für die 
Bewältigung der erweiterten Bundesaufgaben 
notwendigste und dringendste Mehrbedarf an 
Personal ist nunmehr in der Ergänzungsvor- 
lage veranschlagt. 

11. Stellungnahme zu den Einzelplänen 

1.E.P1. III 

Bundesrat 
Zu Kap. 1, Tit, 1 

Den Vorschlägen auf Umwandlung einer 
Stelle der Bes.-Gr. A 3 b in eine Stelle der 
Bes,-Gr. A 2 d und einer Stelle der Bes.-Gr. 
A 2 b, deren Inhaber für seine Person be- 
reits die Bezüge nach Bes.-Gr. Ala erhält, 
in eine Stelle der Bes.-Gr. Ala kann nicht 
zugestimmt werden. Es handelt sich um 
Stellenhebungen, die grundsätzlich nicht in 
die Ergänzungsvorlage aufgenommen wor- 
den sind. Die Bundesregierung Ist jedoch 
bereit, die bezeichneten Stellen wünsche im 
Entwurf des Nachtrags zum Bundeshaus- 
halt 1952 zu berücksichtigen. 


2. E. PI. IV 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Gegen die vorgeschlagene Überprüfung des 
Presse- und Informationsamts der Bundes- 
regierung durch den Beauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung werden 
keine Einwendungen erhoben. Das Erfor- 
derliche wird veranlaßt werden. 

3. E. PI. VI 

Bundesministerium des Innern 

a) Zu Kap. 2 Tit. 7 

Zuschuß an das Technische Hilfs- 
werk e. V. 

Dem Vorschlag des Bundesrats wird zu- 
gestimmt. 

b) Zu Kap. 10 Tit. 31 

Pauschales Bewegungsgeld und Sonder- 
zulagen für die Angehörigen der Siche- 
rungsgruppe 

Die vom Bund zu treffende Regelung 
muß auf die beim Bund vorliegenden 
besonderen Verhältnisse abgestellt wer- 
den. Eine entsprechende Anpassung an 
die Regelung in den Ländern war vom 
Bundesminister des Innern bereits vor- 
gesehen und wird erfolgen. 

c) Zu Kap. 22 (neu) Tit. 1 

Bundespaßkontrolldienst 
Eine Nachprüfung der Organisation des 
Bundespaßkontrolldienstes auf Grund 
des Gutachtens des Bundesrechnungs- 
hofes ist Im Gange. Der Aufbau des 
Paßkontrolldienstes an der gesamten 
Grenze des Bundesgebietes ist noch nicht 
abgeschlossen. 
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4 . E. PL VIII 

Bundesfinanzministerium 
Zu Kap, 6 Tit. 1 

Auf die 44 Planstellen für Forstbeamte 
kann nicht verzichtet werden. Es handelt 
sich um die Übernahme von abgeordneten 
Beamten, die bisher schon aus Mitteln des 
Bundeshaushalts — Einzelplan VIII, Kap. 6 
Tit. 6 — bezahlt worden sind und die zur 
Durchführung zweckbedingter, auf den 
Truppenübungsplätzen dem Bund obliegen- 
der und im Zusammenhang mit den ehe- 
maligen Wehrmachtsliegenschaften stehen- 
den Aufgaben des Bundes erforderlich sind. 
Die Einrichtung einer besonderen Bundes- 
forstverwaltung ist nicht beabsichtigt. 

5. E, PI. IX 

Bundesministerium für Wirtsdhaft 
Zu Kap. 1 Tit. 1 und 4 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß die Dirigentenstellen für die 3 Unter- 
abteilungen tür Handwerk, Handel und 
Technik sachlich notwendig sind, weil der 
entsprechende Aufgabenbereich eine Inten- 
sivierung der Bearbeitung notwendig macht. 
Dem Vorschlag, für die Bearbeitung der 
Schumanplanaufgaben wie auch der Auf- 
gaben auf dem Gebiet Stahl und Eisen nur 
eine Dirigentenstelle zu bewilligen, kann 
nicht zugestimmt werden, da es sich bei den 
Querschnittsaufgaben des Schumanplans, die 
in der Schumanplan-Unterabteilung be- 
arbeitet werden sollen, um ganz andere 
Aufgaben handelt als auf dem Gebiet von 
Stahl und Eisen. In der Unterabteilung 
Stahl und Eisen werden Fragen der Eisen- 
und Stahlerzeugung auf innerdeutschem Ge- 
biet, der Preispolitik der Investitionen im 
Hinblick auf den Aufbau der entsprechen- 
den Industriezweige und Lenkungsmaß- 
nahmen bearbeitet. Die Arbeitsgebiete bei- 
der Unterabteilungen sind so wichtig, daß 
sie in besonderen Ünterabteilungen bearbei- 
tet werden müssen. Wegen der überaus 
wichtigen Bedeutung der behandelten Pro- 
bleme für die deutsche Gesamtwirtschaft 
müssen die Unterabteilungsleiter bei inter- 
nationalen Verhandlungen persönlich den 
Bund vertreten. Beide müssen sich in einer 
der Bedeutung ihrer Aufgabe entsprechen- 
den Amtsstellung befinden. Ausbringung je 
einer Stelle nach B 7 a ist daher notwendig. 
Die vorgeschlagene Streichung weiterer Stel- 
len von A 1 a bis A 3 b und für Angestellte 


ST und Verg.-Gr. I— VIII ist nach Umfang 
und Art der Aufgaben des Ministeriums für 
dauernde Arbeitsgebiete nicht vertretbar. 
Ein Vergleich mit 1949 bzw. 1950 ist nicht 
möglich. Eine Personalreserve war weder in 
den vergangenen Jahren noch ist sie heute 
beim Bundeswirtschaftsministerium vor- 
handen. Beibehaltung der vorgesehenen Re- 
ferate ist daher notwendig. 

Zu Kap. 2 Tit. 4 

Die angeforderten Stellen sind sämtlich not- 
wendig, da die Arbeitsfähigkeit der Bundes- 
stelle für den Warenverkehr sonst nicht ge- 
währleistet ist. 

Eine Delegierung von Zuständigkeiten der 
Bundesstelle auf die Länderwirtschaftsver- 
waltungen ist nicht möglich. Das Grund- 
gesetz steht einer Bearbeitung dieser Auf- 
gaben bei der Bundesstelle für den Waren- 
verkehr nicht entgegen. 

Eine Wirtschaftlichkeitsüberprüfung durch 
den Bundesrechnungshof ist bereits bean- 
tragt worden. 

Zu Kap. 1 und 2 Tit. 3 der Einnahme 

Im Rechnungsjahr 1951 sind Einnahmen 
aus Gebühren usw. nicht mehr zu erwarten. 
Für das Rechnungsjahr 1952 werden jedoch 
auf Grund des bereits vorliegenden Gesetz- 
entwurfs einer Gebührenordnung bei Kap. 1 
und 2 die entsprechenden Einnahmen bei 
Tit. 3 veranschlagt werden. 

Zu den Fortdauernden Ausgaben (Kap. 1) 

Die Ansätze bei den fortdauernden Aus- 
gaben des Kap. 1 müssen auch ohne Rück- 
sicht auf den Personalbedarf infolge Preis- 
erhöhungen gegenüber 1950 aufrechterhal- 
ten bleiben. 

Zu Kap. E 11 Tit. 8 

Der Ansatz muß voll aufrechterhalten blei- 
ben, weil die Ausstattung mit Büromöbeln 
und -maschinen nur für die bereits 60 vor- 
wegbewilligten Stellen veranschlagt wor- 
den ist. 

Zum Außerordentlichen Haushalt 

Eine Verplanung der wegen überraschenden 
Abrufs der amerikanischen Besatzungsmacht 
gesperrten STEG-Reserve von 24,8 Mil- 
lionen DM ist für das Rechnungsjahr 1951 
nicht mehr möglich, da die an der Re- 
montage interessierten Länder noch keine 
verbindlichen Erklärungen über die Über- 
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nähme des Aufrufrisikos abgegeben haben. 
Die Verplanung ist für 1952 vorgesehen. 
Verzögerungen in der Verausgabung lassen 
sich durch Vorwegbewilligungen vermeiden. 

6. E, PL X 

Bundesministerium für Ernährung, Land- 
wirtsdiaft und Forsten 

Zu Kap, 1 Tit. 61 

Ausstellungen, Lehrschauen und Kongresse. 
Dem Vorschlag des Bundesrats wird zuge- 
stimmt. 

Zu Kap. 1 Tit. 67 (neu) 

Anlaufkosten für die Errichtung einer Bun- 
desforschungsanstalt für Virus-Krankheiten 
der Tiere. — Der Vorschlag wird geprüft 
werden. 

7. E. PL XII 

Bundesministerium für Verkehr 
Zu Kap. 14 u. E. 24 

Deutscher Wetterdienst 

Zu Kap. 15 und E 25 

Flugsicherung 

Solange die Wetterdienste der amerikani- 
schen Zone und der französischen Zone 
Länderangelegenheiten sind,' auf deren or- 
ganisatorische Ausgestaltung und Ausgaben- 
gebarung der Bund keinen Einfluß besitzt, 
muß die gegenwärtige Regelung aufrecht 
erhalten bleiben, nach der der Bund einen 
Zuschuß in Flöhe von etwa 70 v. H. leistet. 
Eine Übernahme der gesamten Kosten des 
Wetterdienstes auf den Bund kann erst er- 
folgen, wenn das in Vorbereitung befind- 
liche Gesetz über einen Deutschen Wetter- 
dienst verabschiedet ist. Bis dahin sind die 
Länder für die Finanzierung der von ihnen 
getragenen regionalen Wetterdienste ver- 
anwortlich. 

Die Fertigstellung des Gesetzentwurfs zur 
Vereinheitlichung des Wetterdienstes in der 
amerikanischen, französischen und briti- 
schen Zone hat sich durch nodi notwendig 
gewordene Verhandlungen verzögert. 

Der Gesetzentwurf wird nunmehr beschleu- 
nigt dem Kabinett und den parlamentari- 
schen Körperschaften zugeleitet werden. 


Das Gesetz soll mit Wirkung vom 1. April 
1952 in Kraft treten, so daß die Länder 
nadi Verabschiedung dieses Gesetzes ihre 
Ausgaben ab 1. April 1952 vom Bund er- 
stattet erhalten. 

Zu Kap, Eli Tit. 6 

Beihilfen für die See-, Küsten- und Binnen- 
schiffahrt zur Verbilligung von Diesel- 
kraftstoff 

Durch die Kürzung mit 9,5 Millionen DM 
wird der Ansatz bei Kap. Eil Tit. 6 den 
voraussichtlichen Ausgaben im laufenden 
Rechnungsjahr angepaßt, die zur Durch- 
führung der Verordnung vom 6. Juni 1951 
(BGBl. I S. 375) erforderlich werden. Durch 
den eingesparten Betrag ist die haushalts- 
mäßige Deckung für erhöhte Unterhaltungs- 
aufwendungen für die See- und Binnen- 
wasserstraßen sowie für die Bundesauto- 
bahnen und Bundesfernverkehrsstraßen, die 
durch den Haushaltsausschuß des Bundes- 
tags am 20. Februar 1952 vorwegbewilligt 
worden sind, geschaffen worden. 

8. Epl. XIV 

Bundesministerium für Wohnungsbau 
Zu Kap, 1 Tit. 1 bis 4 
Der Auffassung des Bundesrats kann nicht 
beigetreten werden. Eine baurechtliche Ge- 
samtgesetzgebung, wie sie schön nach dem 
1. Weltkrieg für notwendig gehalten und in 
Gestalt eines preußischen und später eines 
Reichsstädtebaugesetzes angestrebt wurde, 
ist nach den Kriegszerstörungen und der Be- 
völkerungsverlagerung nach dem 2. Weltkrieg 
unabweis'bar geworden. Der Bundestag hat 
mit Beschluß in der 162. Sitzung vom 
30. September 1951 die Bundesregierung 
beauftragt, dem Bundestag den Entwurf 
eines Baugesetzes, welches das Bau-, Boden-, 
Planungs-, Anlieger- und Umlegungsrecht 
im Zusammenhang und bundeseinheitlich 
regeln soll, vorzulegen. Dabei kam zum 
Ausdruck, daß dem Bundesministerium für 
Wohnungsbau die hierfür erforderlidien 
Kräfte zur Verfügung zu stellen sind. Nadi 
Auffassung der Bundesregierung fällt diese 
Rechtsmaterie — zum weitaus überwiegen- 
den Teil unbestritten — in die Zuständig- 
keit des Bundes. Demzufolge ist die vor- 
gesehene Verstärkung des Ref. 3 der 
Abt. II des BM Wohnungsbau erforderlich. 
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